
Anlage C 
Anregungen zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 148 „Ellscheider Straße / Nordstraße“ im Rahmen der Behördenbeteiligung nach § 4 (2) 
BauGB sowie der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (2) BauGB mit dem jeweiligen Prüfergebnis durch die Verwaltung 

Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Prüfergebnis 

1 Kreis Mettmann 
- Landschaftsplanung und -
schutzrecht 
- Wasser- und Abfallwirtschaft 
- Immissionsschutz 
- Umweltbezogener 
Gesundheitsschutz 
- Straßen- und Hochbau 
- Brandschutz 

11.07.12 Untere Wasserbehörde: 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen unter folgenden 
Bedingungen keine Bedenken gegen die Aufstellung des 
Bebauungsplans: 

- Das Schmutz- und Niederschlagswasser ist sämtlich der 
öffentlichen Kanalisation zuzuführen. 

- Die Kanalisation muss ausreichend leistungsfähig und 
dicht sein. 

- Die zu entwässernden Flächen müssen in der genehmigten 
Kanalnetzplanung berücksichtigt sein.  
 
 
Untere Immissionsschutzbehörde: 
Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 

Untere Bodenschutzbehörde: 
Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
 
Gesundheitsschutz: 
Unter Punkt 2.6, Absatz 2 der Begründung wird angegeben, 
dass „zum Tageszeitraum die Überschreitungen deutlich 
geringer sind“. Genannt werden in diesem Absatz nur 
konkrete Zahlen für die Überschreitung der Nachtwerte (16 
bzw. 6 dB(A)). Tagsüber betragen die maximalen 
Überschreitungen z.T. jedoch auch 15 dB(A) und sind daher 
nicht in allen Bereichen des Plangebietes „deutlich 
geringer“, wie in der Begründung genannt. 

Nach Angaben in der Begründung wird für das Büro-
gebäude eine schalltechnisch optimierte Grundriss-
anordnung vorgesehen. Aufgrund der ebenfalls teilweise 
hohen Schallpegel an den Fassaden des Wohngebäudes 

 
Die Hinweise der Unteren Wasserbehörde werden zur 
Kenntnis genommen und den Anregungen wird gefolgt. 
Das Schmutz- und Niederschlagswasser wird der öffentli-
chen Kanalisation zugeführt. Die zu entwässernden Flächen 
sind in der Kanalnetzplanung berücksichtigt. Das Plangebiet 
ist bereits im Bestand durch den Garagenhof sowie der 
ehemaligen Tankstelle und den asphaltierten Zuwegungen 
weitgehend versiegelt. Durch die geplante Maßnahme wird 
gegenüber der Bestandssituation, mit der Errichtung der 
Tiefgarage und einer entsprechenden Substrat Überdeckung, 
eine Verbesserung erzielt. Die abflusswirksame Fläche 
verringert sich zukünftig. 

 

- 
 
- 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und der 
Anregung wird gefolgt.  
Die Textpassage in der Begründung wird gemäß Wortlaut 
des Gutachtens der Firma Peutz Consult nachrichtlich 
korrigiert. Durch die getroffenen Festsetzungen im 
Bebauungsplan wird ein ausreichender Schallschutz 
sichergestellt. 
    
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die Anregung ist bereits dadurch berücksichtigt, dass 
Schlafräume nicht unmittelbar zur Nordstraße ausgerichtet 
sind. Ferner sind im Bebauungsplan bereits 
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Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Prüfergebnis 

sollten auch dort schützenswerte Aufenthaltsräume 
möglichst nicht zur Nordstraße hin vorgesehen werden. 

 

In den textlichen Festsetzungen und der Begründung werden 
schallgedämmte Lüftungsanlagen für Fassaden im 
Lärmpegelbereich IV und V vorgegeben. Hierbei gibt es 
keine Unterscheidungen zwischen Büro- und Wohn-
gebäude, so dass diese Vorgabe – bei der jetzt vorge-
sehenen Grundrissanordnung (s.o.) auch für die Flurbe-
reiche des Bürogebäudes gilt. Ggfs. sollte diese 
Anforderung daher auf „zum Schlafen geeignete Räume“ 
oder „schützenswerte Aufenthaltsräume“ bezogen werden. 
 
 
 
 
Untere Landschaftsbehörde: 
Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht 
und die Zulässigkeit der Planung bestätigt.  
 
Planungsrecht: 
Bestätigung, dass die im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung vorgebrachten Anregungen in der 
Bauleitplanung berücksichtigt worden sind; Bitte um 
Benachrichtigung über das Abwägungsergebnis und das 
Datum des Inkrafttretens des Bebauungsplans. 

Lärmpegelbereiche mit entsprechenden Vorgaben zur 
Schalldämmung enthalten, so dass gesunde 
Wohnverhältnisse sichergestellt werden können. 
 
Der Anregung wird gefolgt.  
Aufgrund der Grundrissop-timierung im Falle des 
Bürogebäudes (siehe Flur) ist eine Anpassung dieser 
Festsetzung begründet. Die textlichen Festsetzungen sowie 
die Ausführungen in der Begründung werden entsprechend 
ergänzt:  
„An den Fassaden, welche in den Lärmpegelbereichen IV 
und V liegen und hinter denen sich schützenswerte 
Aufenthaltsräume befinden, sind schallgedämmte Lüf-
tungseinrichtungen gemäß VDI 2719 vorzusehen.  
Durch die getroffenen Festsetzungen wird ein ausrei-
chender Schallschutz sichergestellt.“ 
 
 
- 
 
 
 
 
 
Der Bitte wird im Rahmen der Mitteilungen über das 
Ergebnis der Abwägung entsprochen. 

2 Bezirksregierung Düsseldorf, 
Kampfmittelbeseitigung  

- Es liegt keine Stellungnahme vor.  

3 Geologischer Dienst NRW - Es liegt keine Stellungnahme vor.  
4 LVR Amt für Liegenschaften - Es liegt keine Stellungnahme vor.  
5 LVR Rheinisches Amt für 

Denkmalpflege 
- Es liegt keine Stellungnahme vor.  

6 LVR Rheinisches Amt für 
Bodendenkmalpflege 

- Es liegt keine Stellungnahme vor.  

7 Bergisch-Rheinischer 
Wasserverband (BRW) 

14.12.12 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. - 
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Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Prüfergebnis 

8 Industrie- und Handelskammer - Es liegt keine Stellungnahme vor.  

9 Einzelhandels- und 
Dienstleistungsverband 

- Es liegt keine Stellungnahme vor.  

10 Handwerkskammer Düsseldorf 09.01.13 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. - 
11 RWE Rhein-Ruhr Netzservice, 

Neuss 
- Es liegt keine Stellungnahme vor.  

12 PLEdoc GmbH - Es liegt keine Stellungnahme vor.   
13 Deutsche Telekom AG - Es liegt keine Stellungnahme vor.  
14 ISH NRW GmbH - Es liegt keine Stellungnahme vor.  
15 Stadtwerke Haan - Es liegt keine Stellungnahme vor.  
16 Verkehrsverbund Rhein-Ruhr - Es liegt keine Stellungnahme vor.  

17 Busverkehr Rheinland GmbH - Es liegt keine Stellungnahme vor.  

18 Rheinbahn Düsseldorf 22.01.13 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
Verweis auf das Schreiben vom 05.07.2012 

- 

19 Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
NRW 

- Es liegt keine Stellungnahme vor.  

20 Wehrbereichsverwaltung III 12.12.12 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht.  

21 Polizeistation Haan - Es liegt keine Stellungnahme vor.  

22 Erzbistum Köln - 
Generalvikariat 

- Es liegt keine Stellungnahme vor.  

23 Katholische Kirchengem. Haan - Es liegt keine Stellungnahme vor.  

24 Evangelisches 
Landeskirchenamt 

- Es liegt keine Stellungnahme vor.  

26 Evang. Kirchengmde. Haan - Es liegt keine Stellungnahme vor.  

27 Freie evangelische Gemeinde - Es liegt keine Stellungnahme vor.  
28 Neuapostolische Kirche NRW - Es liegt keine Stellungnahme vor.  
29 Neuapostolische Kirche, Haan - Es liegt keine Stellungnahme vor.  
30 Finanzamt Hilden,  

Bewertungsstelle 
- Es liegt keine Stellungnahme vor.  

 

Naturschutzverbände - kein Träger öffentlicher Belange 
31 Landesbüro der 

Naturschutzverbände 
28.12.12 Es werden keine weiteren Anregungen oder Bedenken 

vorgebracht. 
- 
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Öffentlichkeit 

32 M. H., Berliner Straße  15.08.12 Aufgrund der Geländeformation wird ein Abfließen des 
Niederschlagswasser über die tieferliegenden Nachbar-
grundstücke befürchtet. Die bei Regen anfallenden 
Wassermassen können nicht auf den Grundstücken 
versickern. 

 

 

 

 
Es wird befürchtet, dass bei Abriss der Garagenzeilen das 
im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser auf die 
benachbarten Grundstücke abfließt. 
 

 

 

 

Die Grundstücksgrenze sollte mittels einer Mauer aus-
gebildet werden, so dass eine Wasserableitung auf die 
Nachbargrundstücke verhindert wird. 
 

 

Die dem Bebauungsplan zugrundeliegende Planung wird 
aufgrund der Geländeformation für die angrenzenden 
Nachbarn nicht drei, sondern vier und mehr Vollgeschosse 
bedeuten. Auch mit Blick auf die im Kreuzungsbereich 
Ellscheider- / Nordstraße bereits vorhandene Bebauung ist 
die Planung nicht zu verstehen. 

Ein gemeinsamer Vororttermin würde seitens des 
Einwenders begrüßt. 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Das Plangebiet ist bereits im Bestand durch den Garagenhof 
sowie der ehemaligen Tankstelle und den asphaltierten 
Zuwegungen weitgehend versiegelt. Durch die geplante 
Maßnahme wird mit der Errichtung der Tiefgarage und 
einer entsprechenden Substrat Überdeckung gegenüber der 
Bestandssituation eine Verbesserung erzielt. Ferner ist die 
Fläche in der Kanalnetzplanung berücksichtigt. Das 
anfallende Niederschlagswasser soll daher auch künftig der 
Kanalisation zugeleitet werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Nach § 27 des Nachbarrechtsgesetz NRW sind bauliche 
Anlagen so einzurichten, dass das Niederschlagswasser 
nicht auf das Nachbargrundstück tropft, auf dieses 
abgeleitet wird oder übertritt. Dies ist im Rahmen der 
Baugenehmigungsplanung durch den Vorhabensträger 
nachzuweisen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Im Rahmen der Baugenehmigungsplanung wird durch 
bauliche Maßnahmen sichergestellt, dass kein 
Niederschlagswasser auf die angrenzenden 
Nachbargrundstücke abfließt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass eine 
Reduzierung der maximalen Gebäudehöhen im weiteren 
Planungsprozess geprüft wurde und die Festsetzungen im 
Bebauungsplan entsprechend angepasst wurden.   
 
 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  
Bereits im Rahmen der Planungen haben die 
Projektbeteiligten vor Ort das Gelände betrachtet. Die 
topographischen Gegebenheiten wurden in der Planung 
bereits berücksichtigt. 
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Die geplanten Einstellplätze (25 Stück) in einer Tiefgarage 
sowie 16 im „Berliner Quartier“ geplanten Stellplätze 
reichen nach Einschätzung des Einwenders als Ersatz nicht 
aus. 

 

 

 

 

 

 

 

 

In der RP vom 26.06.2012 wird ausgeführt, dass der 
„vorhandene Baumbestand geschützt werde“: Wie könne 
das gehen, wenn die meisten Bäume im „Baufenster“ 
stehen? 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Insgesamt entstehen 25 Tiefgargenstellplätze im Plangebiet. 
Darüber hinaus schafft der Haaner Bauverein im angren-
zenden Berliner Quartier 41 Ersatzstellplätze. Der Ersatz 
der Stellplätze ist Bestandteil des Durchführungsvertrags 
zum Vorhaben- und Erschließungsplan. Somit werden im 
Plangebiet selbst die notwendigen Stellplätze für die 
geplante Nutzung nachgewiesen und darüber hinaus ein 
Ersatz für die entfallenden Garagen ge-schaffen. Die 
geplanten Stellplätze fügen sich in die offengestaltete 
Struktur des Berliner Quartiers besser städtebaulich ein als 
dies mit Garagen möglich wäre.  
Ferner liegt dies nicht im Regelungsbedarf dieses Bau-
leitplanes, da zum Einen ein Ersatz geschaffen wird und die 
notwendige Stellplatzanzahl im Plangebiet selbst 
nachgewiesen wird. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die im Plangebiet vorhandenen Einzelgehölze werden 
gemäß der vorliegenden Planungen nicht erhalten und, 
soweit von der Baumschutzsatzung erfasst, nach den  
diesbzgl. Vorgaben ersetzt.  
Der angesprochene Schutz des vorhandenen 
Baumbestandes zielt auf die Bäume im Berliner Quartier 
ab, wo insgesamt 41 Ersatzstellplätze durch den Haaner 
Bauverein geschaffen werden. Dabei werden die Stellplätze 
so angeordnet, dass die quartierprägenden Bäume erhalten 
bleiben können. 

33 H. St., Adlerstraße 30.08.12 Bestätigung und Übernahme der Anregungen und 
Bedenken des Herrn H. 

Ergebnis der Prüfung entsprechend Nr. 32. 
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34 F. S., Adenauerstraße  06.09.12 Bestätigung und Übernahme der Anregungen und 
Bedenken des Herrn H.  
Befürchtung einer Wertminderung des Grundstücks im 
Falle der geplanten Bebauung. 
 
 
 

Ergebnis der Prüfung entsprechend Nr. 32. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die Bedenken des Einwenders werden nicht geteilt. Durch 
die beabsichtigte bauliche Entwicklung im Plangebiet wird 
eine innerstädtische Brache beseitigt und die Situation im 
Kreuzungsbereich Ellscheider Straße / Nordstraße 
städtebaulich aufgewertet. Hiermit ist eine Verbesserung 
verbunden. Dem zu folge ist eine Wertminderung für die 
Nachbargrundstücke nicht erkennbar. Hinsichtlich der 
maximalen Gebäudehöhen wurde eine Reduzierung im 
Bebauungsplan vorgenommen und so auf die Belange der 
Nachbarn eingegangen. 
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